Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3195 

21.09. 79 


Sachgebiet 751 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Kostenvorschriften des Atomgesetzes 


A. Zielsetzung 

Erhebung kostendeckender Gebühren für den Vollzug des 
Atomgesetzes, 


B. Lösung 

Präzisierung und Erweiterung der bestehenden Ermächtigungs- 
grundlage für den Erlaß von Kosten Verordnungen in den §§21 
bis 21 b des Atomgesetzes. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 88, 

5300 Bonn 2, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 8/3195 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (33) — 272 01 — At 14/79 Bonn, den 20. September 1979 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung von Kostenvorschriften des Atomgesetzes mit Begrün- 
dung (Anlage 1) und Vorblatt, Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 471. Sitzung am 6. April 1979 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Schmidt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Kostenvorschriften des Atomgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Atomgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 31. Oktober 1976 (BGBL I S. 3053), 
geändert durch Artikel 9 Nr. 13 des Gesetzes vom 

3. Dezember 1976 (BGBL I S. 3281), wird wie folgt 
geändert: 


1. § 21 wird durch folgende §§ 21 bis 21b ersetzt: 

„§21 

Kosten 

(1) Kosten (Gebühren und Auslagen) werden 
erhoben 

1. für Entscheidungen über Anträge nach den 
§§ 4, 6, 7, 7 a, 9 und 9 b; 

2. für Entscheidungen nach § 17 Abs. 1 Satz 3 
und § 19 Abs. 3; 

3. für die staatliche Verwahrung von Kern- 
brennstoffen nach § 5 Abs. 1 ; 

4. für sonstige Amtshandlungen einschließlich 
Prüfungen und Untersuchungen der Physika- 
lisch-Technischen Bundesanstalt, soweit sie 
nach § 23 zuständig ist; 

5. für die in der Rechtsverordnung nach Ab- 
satz 3 näher zu bestimmenden sonstigen Auf- 
sichtsmaßnahmen nach § 19. 

(2) Vergütungen für Sachverständige sind als 
Auslagen zu erstatten, soweit sie sich auf Be- 
träge beschränken, die unter Berücksichtigung 
der erforderlichen fachlichen Kenntnisse und be- 
sonderer Schwierigkeiten der Begutachtung, Prü- 
fung und Untersuchung als Gegenleistung für die 
Tätigkeit des Sachverständigen angemessen sind. 

(3) Das Nähere wird durch Rechtsverordnung 
nach den Grundsätzen des Verwaltungskosten- 
gesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBL I S. 821) ge- 
regelt. Dabei sind die gebührenpflichtigen Tat- 
bestände näher zu bestimmen und feste Sätze 
oder Rahmensätze vorzusehen. Die Gebühren- 
sätze sind so zu bemessen, daß der mit den 
Amtshandlungen, Prüfungen oder Untersuchun- 
gen verbundene Personal- und Sachaufwand ge- 
deckt wird; bei begünstigenden Amtshandlungen 
kann daneben die Bedeutung, der wirtschaftliche 
Wert oder der sonstige Nutzen für den Gebüh- 
renschuldner angemessen berücksichtigt werden. 
In der Verordnung können die Kostenbefreiung 
und die Entstehung der Kostenschuld abweichend 


von den Vorschriften des Verwaltungskosten- 
gesetzes geregelt werden. 

(4) Die Aufwendungen für Schutzmaßnahmen 
und für ärztliche Untersuchungen, die aufgrund 
dieses Gesetzes oder einer nach diesem Gesetz 
erlassenen Rechtsverordnung durchgeführt wer- 
den, trägt, wer nach diesem Gesetz oder einer 
nach diesem Gesetz zu erlassenden Rechtsver- 
ordnung einer Genehmigung bedarf oder ver- 
pflichtet ist, die Tätigkeit anzuzeigen, zu der 
die Schutzmaßnahme oder die ärztliche Unter- 
suchung erforderlich wird. 

(5) Soweit Landesbehörden Rechts Verordnun- 
gen ausführen, die aufgrund der §§ 10 bis 12 er- 
lassen sind, gelten vorbehaltlich des Absatzes 2 
die landesrechtlichen Kostenvorschriften. 

§ 21 a 

Kosten für die Benutzung von Anlagen 
nach § 9 a Abs. 3 

(1) Für die Benutzung von Anlagen nach § 9 a 
Abs. 3 werden von den Ablieferungspflichtigen 
Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. Als 
Auslagen können auch Vergütungen nach § 21 
Abs. 2 und Aufwendungen nach § 21 Abs. 4 er- 
hoben werden. Die allgemeinen gebührenrecht- 
lichen Grundsätze über Entstehung der Gebühr, 
Gebührengläubiger, Gebührenschuldner, Gebüh- 
renentscheidung, Vorschußzahlung, Fälligkeit, 
Stundung, Niederschlagung, Erlaß, Verjährung, 
Erstattung und Rechtsbehelfe finden nach Maß- 
gabe der §§ 11, 12, 13 Abs. 2, §§ 14 und 16 bis 22 
des Verwaltungskostengesetzes Anwendung, so- 
weit nicht in der Rechtsverordnung nach Absatz 2 
Abweichendes bestimmt wird. 

(2) Durch Rechtsverordnung können die kosten- 
pflichtigen Tatbestände nach Absatz 1 näher be- 
stimmt und dabei feste Sätze oder Rahmensätze 
vorgesehen werden. Die Gebührensätze sind so 
zu bemessen, daß sie die nach betriebswirtschaft- 
lichen Grundsätzen ansatzfähigen Kosten der 
laufenden Verwaltung und Unterhaltung der An- 
lagen nach § 9a Abs. 3 decken. Dazu gehören 
auch die Verzinsung des aufgewandten Kapitals 
und die Abschreibung, die nach der mutmaßlichen 
Nutzungsdauer und der Art der Nutzung gleich- 
mäßig zu bemessen ist. Der aus Beiträgen nach 
§ 21 b sowie aus Leistungen und Zuschüssen Drit- 
ter aufgebrachte Kapitalanteil bleibt bei der Ver- 
zinsung unberücksichtigt. Bei der Gebührenbe- 
messung sind ferner Umfang und Art der jewei- 
ligen Benutzung zu berücksichtigen. Zur Deckung 
des Investitionsaufwandes für Landessammelstel- 
len kann bei der Benutzung eine Grundgebühr 
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erhoben werden. Bei der Bemessung der Kosten 
oder Entgelte, die bei der Ablieferung an eine 
Landessammelstelle erhoben werden, können die 
Aufwendungen, die bei der anschließenden Ab- 
führung an Anlagen des Bundes anfallen, sowie 
Vorausleistungen nach § 21 b Abs. 2 einbezogen 
werden. Sie sind an den Bund abzuführen. 

(3) Die Landessammelstellen können für die 
Benutzung anstelle von Posten ein Entgelt nach 
Maßgabe einer Benutzungsordnung erheben. Bei 
der Berechnung des Entgeltes sind die in Ab- 
satz 2 enthaltenen Bemessungsgrundsätze zu be- 
rücksichtigen. 

§ 21b 
Beiträge 

(1) Zur Deckung des notwendigen Aufwandes 
für die Planung, den Erwerb von Grundstücken 
und Rechten, die Errichtung, die Erweiterung und 
die Erneuerung von Anlagen des Bundes nach 
§ 9 a Abs. 3 werden von demjenigen, der nach 
einer aufgrund § 12 Abs. 1 Nr. 8 erlassenen 
Rechtsverordnung zur Ablieferung - an eine An- 
lage des Bundes verpflichtet ist, Beiträge er- 
hoben. Der notwendige Aufwand umfaßt auch 
den Wert der aus dem Vermögen des Trägers 
der Anlage bereitgestellten Sachen und Rechte 
im Zeitpunkt der Bereitstellung. 

(2) Von demjenigen, der einen Antrag auf Er- 
teilung einer Genehmigung nach den §§ 6, 7 oder 
9 oder nach den Bestimmungen einer aufgrund 
dieses Gesetzes ergangenen Rechtsverordnung 
zum Umgang mit radioaktiven Stoffen und zur 
Erzeugung ionisierender Strahlen gestellt hat 
oder dem eine entsprechende Genehmigung er- 
teilt worden ist, können Vorausleistungen auf 
den Beitrag verlangt werden, wenn aufgrund der 
genehmigungsbedürftigen Tätigkeit oder des Be- 
triebs der Anlage mit dem Eintritt der Abliefe- 
rungspflicht an Anlagen des Bundes nach § 9 a 
Abs. 3 gerechnet werden muß. 

(3) Das Nähere über Erhebung, Befreiung, 
Stundung, Erlaß und Erstattung von Beiträgen 


und von Vorausleistungen kann durch Rechtsver- 
ordnung geregelt werden. Dabei können die Bei- 
tragsberechtigten, die Beitragspflichtigen und der 
Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht be- 
stimmt werden. Die Beiträge sind nach den tat- 
sächlich entstandenen notwendigen Aufwendun- 
gen unter Berücksichtigung der Leistungen und 
Zuschüsse Dritter zu bemessen. Die Beiträge 
müssen in einem angemessenen Verhältnis zu 
den Vorteilen stehen, die der Beitragspflichtige 
durch die Anlage erlangt. Vorausleistungen auf 
Beiträge sind mit angemessener Verzinsung zu 
erstatten, soweit sie die nach dem tatsächlichen 
Aufwand ermittelten Beiträge übersteigen." 

2. In § 54 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „13 und 
21 Abs. 6" durch die Worte „13, 21 Abs. 3, § 21 a 
Abs. 2 und § 21 b Abs. 3" ersetzt. 


Artikel 2 

Bis zum Inkrafttreten von Rechts Verordnungen 
nach § 21 Abs. 3, § 21 a Abs. 2 und § 21 b Abs. 3 
werden Kosten nach dem Atomgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. Oktober 1976 (BGBl. I 
S. 3053) oder nach den auf diesem Gesetz beruhen- 
den Rechtsverordnungen in der bisher geltenden 
Fassung erhoben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemein 

Die bisherige Fassung des § 21 ermöglicht nicht die 
Erhebung kostendeckender Gebühren. Mit dem Ent- 
wurf wird die Möglichkeit eröffnet, die anfallenden 
Verwaltungskosten und die Aufwendungen für Er- 
richtung und Betrieb von Anlagen nach § 9 a Abs. 3 
den Genehmigungsinhabern und Antragstellern nach 
dem Veranlasserprinzip in vollem Umfang aufzu- 
erlegen. 

Anknüpfend an die bisherige Vorschrift des § 21 
wird in der Neufassung des § 21 und in den §§ 21 a 
und 21 b eine umfassende Regelung der Kostenvor- 
schriften für Verwaltungsgebühren, Benutzungsge- 
bühren und Entgelte, Beiträge und Auslagen hin- 
sichtlich des Anwendungsbereichs des Atomgesetzes 
und der aufgrund des Atomgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen vorgesehen. Diese Vorschriften 
präzisieren und ergänzen die geltenden Vorschriften 
über die Erhebung von Verwaltungsgebühren und 
Auslagen in den atomrechtlichen Verwaltungsver- 
fahren (§ 21), die Erhebung von Benutzungsgebühren 
und Auslagen oder von Entgelten für die Inan- 
spruchnahme von Auslagen nach § 9 a Abs. 3 (21a) 
sowie von Beiträgen zur Finanzierung von Anlagen 
des Bundes zur Sicherstellung und zur Endlagerung 
radioaktiver Abfälle (21 b). Auf der Grundlage der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, ins- 
besondere des Urteils vom 11. Oktober 1966 (BVerf- 
GE Bd. 20, S. 257 ff.) enthält der Entwurf Ermäch- 
tigungsvorschriften, die einzelnen Kosten-, Gebüh- 
ren und Beitragstatbestände durch Rechtsverordnung 
zu regeln. 

2. Zu den einzelnen Vorschriften 

a) Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21 neu) 

Die bisherige Fassung des § 21 wird insofern er- 
weitert, als nunmehr auch folgende Tatbestände 
kostenmäßig erfaßt werden: 

Ablehnende Entscheidungen über Anträge auf 
Anträge auf Genehmigung von Anlagen im Sinne 
des § 7, zur Bearbeitung, Verarbeitung und son- 
stige Verwendung von Kernbrennstoffen außer- 
halb genehmigungspflichtiger Anlagen (§ 9), zur 
Aufbewahrung von Kernbrennstoffen (§ 6), zur 
Beförderung von Kernbrennstoffen (§ 4) sowie 
auf Erlaß eines Vorbescheides nach § 7 a; Ent- 
scheidungen im Planfeststellungsverfahren nach 
§ 9 b, Entscheidungen über den Erlaß von nach- 
träglichen Auflagen nach § 17 Abs. 1 Satz 3 und 
Anordnungen nach § 19 Abs. 3, Amtshandlungen 
einschließlich Prüfungen und Untersuchungen der 
Physikalisch-Technischen Bundesanstalt im Rah- 
men ihrer Zuständigkeit nach § 23 und die in einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 3 näher zu be- 
stimmenden Aufsichtsmaßnahmen nach § 19, 


Kostenschuldner ist grundsätzlich derjenige, der 
die Amtshandlung einschließlich Prüfung oder 
Untersuchung veranlaßt hat, in der Regel also 
der Antragsteller, der Genehmigungsinhaber 
oder derjenige, zu dessen Gunsten sie vorgenom- 
men werden. 

Nach bisherigem Recht (§ 21 Abs. 4) waren für 
staatliche Aufsichtsmaßnahmen als Auslagen nur 
Aufwendungen, die durch die Hinzuziehung von 
Sachverständigen nach § 20 und durch außerge- 
wöhnliche Maßnahmen entstanden, zu erstatten. 
In Anwendung des Veranlasserprinzips wird auf- 
grund der Fassung des Absatzes 1 nunmehr auch 
die Möglichkeit geschaffen, durch Rechtsverord- 
nung Kosten (Gebühren und Auslagen) für be- 
stimmte staatliche Aufsichtsmaßnahmen zu er- 
heben, die auf konkreten Amtshandlungen be- 
ruhen, Eine Konkretisierung der gebührenpflich- 
tigen Aufsichtstatbestände wird in der Rechts- 
verordnung nach Absatz 3 vorgenommen werden. 
Absatz 2 übernimmt die bisherige Regelung des 
§ 21 Abs. 5 und stellt klar, daß neben Begutach- 
tungen auch Prüfungen und Untesuchungen durch 
Sachverständige kostenpflichtig sind. 

Absatz 3 Satz 1 enthält die Ermächtigung, nähere 
Vorschriften über die Kostenerhebung nach den 
Grundsätzen des Verwaltungskostengesetzes 
vom 23. Juni 1970 (BGBl. I S. 821), zu erlassen. 
Nach Satz 2 sind in der Rechtsverordnung die 
einzelnen Gebühren- und Auslagentatbestände 
näher zu bestimmen. In Satz 3 wird der in § 3 
des Verwaltungskostengesetzes enthaltene Ge- 
bührengrundsatz des Äquivalenzprinzips inso- 
fern modifiziert, als nunmehr die Bedeutung, der 
wirtschaftliche Wert und der sonstige Nutzen für 
den Gebührenschuldner angemessen berücksich- 
tigt werden können. Satz 4 ermöglicht von dem 
Verwaltungskostengesetz abweichende Regelun- 
gen über die Kostenbefreiung (§ 8 VwKG) und 
die Entstehung der Kostenschuld (§ 11 Abs. 2 
VwKG) zu treffen. 

Absatz 4 übernimmt inhaltlich die Vorschrift des 
bisherigen § 21 Abs. 8. 

Absatz 5 überläßt es wie bisher dem Landes- 
gesetzgeber, Kostenvorschriften für die Ausfüh- 
rung von Rechts Verordnungen aufgrund der §§10 
bis 12 zu erlassen. 

b) Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21 a) 

Anknüpfend an den bisherigen Absatz 3 des § 21 
bildet der § 21 a die Grundlage für die Erhebung 
von Kosten (Gebühren und Auslagen) für die Be- 
nutzung von Anlagen nach § 9 a Abs. 3. Kosten- 
pflichtig ist nach dem Verursacherprinzip der- 
jenige, der zur Ablieferung radioaktiver Abfälle 
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verpflichtet ist. Sofern im Zusammenhang mit der 
Benutzung der Anlagen Aufwendungen durch die 
Heranziehung von Sachverständigen entstehen, 
gilt gemäß Satz 2 für die Auslagenerstattung die 
gleiche Regelung wie bei Auslagen für Sachver- 
ständige im Verwaltungsverfahren. 

In Satz 3 wird hinsichtlich der Entstehung der 
Kostenschuld der Kostengläubiger, der Gesamt- 
schuldnerschaft mehrerer Kostenschuldner, der 
Kostenentscheidung, der Vorschußzahlung und 
Sicherheitsleistung, der Fälligkeit, des Säumnis- 
zuschlages, der Stundung, der Niederschlagung 
und des Erlasses, der Verjährung, der Erstattung 
und der Rechtsbehelfe auf die Vorschriften des 
Verwaltungskostengesetzes verwiesen. Da sich 
der Regelungsbereich des Verwaltungskosten- 
gesetzes nur auf Verwaltungskosten erstreckt, 
bedarf es dieser Verweisung. 

Gebühren und Auslagen für Anlagen nach § 9 a 
Abs. 3 werden nach Maßgabe einer Rechtsver- 
ordnung erhoben. Die Rechtsverordnung wird die 
einzelnen Tatbestände für die Entstehung der 
Kostenpflicht bestimmen und entweder feste Ge- 
bührensätze oder Rahmensätze vorsehen. In der 
Ermächtigungsgrundlage sind die Grundsätze, 
nach denen die zu bestimmenden Gebührensätze 
festzulegen sind, im einzelnen ausgeführt. Sie 
konkretisieren das Kostendeckungs- und das 
Äquivalenzprinzip. Die Benutzungsgebühren müs- 
sen danach so bemessen werden, daß sie die 
Kosten der laufenden Verwaltung und Unterhal- 
tung der Abfallbeseitigungsanlage decken. Bei 
der Berechnung dürfen grundsätzlich die Beiträge 
nach § 21 b sowie Leistungen und Zuschüsse Drit- 
ter nicht berücksichtigt werden. In die Berech- 
nungsgrundlage fließen jedoch die Verzinsung 
des aufgewandten Kapitals und die Abschreibung 
entsprechend der wahrscheinlichen Nutzungszeit 
und der Nutzungsart ein. Nicht berücksichtigt 
werden darf bei der Bemessung der Benutzungs- 
gebühren die Verzinsung von Beiträgen nach 
§ 21 b sowie Leistungen und Zuschüsse Dritter. 
Bei der Festlegung der einzelnen Gebührensätze 
muß eine Differenzierung im Hinblick auf das 
Abfallvolumen und die Art der radioaktiven Ab- 
fälle, die in der Anlage sichergestellt, gelagert 
oder in anderer Weise beseitigt werden, vor- 
genommen werden. 

Da für die Deckung des erforderlichen Planungs-, 
Errichtungs-, Erweiterungs- und Erneuerungsauf- 
wandes für Landessammelstellen Beiträge nach 
§ 21 b des Atomgesetzes nicht vorgesehen sind, 
können bei der Bemessung der Benutzungsge- 
bühren für Landessammelstellen diese Kosten in 
der Form einer Grundgebühr kontinuierlich bei 
der Ablieferung erhoben werden. Mit dem aus 
dem bisherigen § 21 entnommenen Satz 7 wird 
klargestellt, daß auch die Kosten, die bei der 
Weitergabe der in Landessammelstellen gesam- 
melten Abfälle an Anlagen des Bundes nach § 9 a 
Abs. 3 entstehen, von den Ablieferungspflich- 
tigen getragen werden müssen. Dies gilt auch für 
die Vorausleistungen nach § 21 b Abs. 2. Die 
Landessammelstellen werden verpflichtet, diese 


Kostenanteile an den Bund abzuführen. Zwischen 
den Landessammelstellen und der Anlage des 
Bundes nach § 9 a Abs. 3 findet insoweit eine 
verwaltungsinterne Abrechnung statt. 

Absatz 3 enthält eine Ausnahmeregelung von den 
Absätzen 1 und 2. Die Landessammelstellen kön- 
nen anstelle der Erhebung von öffentlich-recht- 
lichen Benutzungsgebühren auch die Zahlung pri- 
vatrechtlicher Entgelte durch die Ablieferungs- 
pflichtigen zulassen. Bei der Berechnung des Ent- 
gelts sind die Berechnungsgrundsätze für die Be- 
nutzungsgebühren gemäß Absatz 2 zu berück- 
sichtigen. 

c) Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21 b) 

Die Einrichtung von Anlagen des Bundes zur 
Sicherstellung und zur Endlagerung radioaktiver 
Abfälle nach § 9 a Abs. 3 erfordert von ihrem 
Träger erhebliche Aufwendungen. Der Verur- 
sacher von radioaktiven Abfällen hat die vollen 
Kosten für die Sicherstellung oder Endlagerung 
zu tragen. Zur Deckung des Investitionsaufwan- 
des bietet sich abgabenrechtlich die Form des 
Beitrags an. 

Gemäß Absatz 1 können von demjenigen, der 
zur Ablieferung radiokativer Abfälle an eine An- 
lage des Bundes nach § 9 a Abs. 3 verpflichtet ist, 
Beiträge nach Maßgabe einer Rechtsverordnung 
erhoben werden. Die Beiträge sollen den Auf- 
wand für die Planung, den Erwerb von Grund- 
stücken und Rechten sowie die Errichtung von 
Anlagen des Bundes decken. Da derartige An- 
lagen jedoch nach dem wachsenden Bedarf in 
Ausbaustufen errichtet und erweitert werden, 
und darüber hinaus auch Erneuerungen der An- 
lagen erforderlich sein werden, können Beiträge 
auch zur Finanzierung des insoweit erforder- 
lichen Investitionsaufwandes erhoben werden. 
Dabei ist auch der Wert der aus dem Vermögen 
des Trägers bereitgestellten Sachen und Rechte 
zu berücksichtigen. 

Um sicherzustellen, daß die erforderlichen Finanz- 
mittel zur Deckung des Investitionsaufwandes 
bereits frühzeitig zur Verfügung stehen, sieht 
Absatz 2 die Begründung einer Vorausleistungs- 
pflicht auf den Beitrag vor. Vorausleistungs- 
pflichtig sind die Antragsteller von Genehmigun- 
gen nach § 7 oder § 9 sowie nach den Bestimmun- 
gen einer Rechtsverordnung auf Grund des Atom- 
gesetzes, sofern im Zeitpunkt der Genehmigung 
mit dem Eintritt der Ablieferungspflicht an eine 
Anlage des Bundes gerechnet werden muß. 

In der Rechtsverordnung nach Absatz 3 können 
nähere Vorschriften über die Erhebung, die Be- 
freiung, die Stundung, den Erlaß und die Erstat- 
tung von Beiträgen und Vorausleistungen erlas- 
sen werden. Beitragsberechtigter, Beitragspflich- 
tiger und der Zeitpunkt der Entstehung der Bei- 
tragspflicht sind gegebenenfalls in der Verord- 
nung näher zu bestimmen, soweit dies nicht 
bereits in den Absätzen 1 und 2 erfolgt ist. Der 
der Verordnung zugrunde liegende Beitragsbe- 
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messungssatz bestimmt sich nach den tatsächlich 
entstandenen notwendigen Aufwendungen, wo- 
bei Leistungen und Zuschüsse Dritter zu berück- 
sichtigen sind. Die Verordnung hat ferner Vor- 
schriften über die Erstattung und Verzinsung von 
Vorausleistungen zu enthalten, sofern die Vor- 
ausleistungen den tatsächlichen Investitionsauf- 
wand übersteigen. 

Unberührt bleibt die Möglichkeit vertraglicher 
Regelungen zwischen Beitragsberechtigten und 
Beitragspflichtigen. 


d) Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Vorschrift bestimmt, daß die Reditsverord- 
nungen nach § 21 Abs. 3, § 21 a Abs. 2 und § 21 b 
Abs. 3 von der Bundesregierung erlassen werden. 


e) Zu Artikel 2 

Die Übergangsvorschrift regelt die Erhebung von 
Kosten bis zum Inkrafttreten der Rechtsverord- 


nungen nach § 21 Abs. 3, § 21 a Abs. 2 und § 21 b 
Abs. 3. 

f) Zu Artikel 3 

Artikel 3 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

g) Zu Artikel 4 

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten. 


3. Kostenauswirkungen 

Das Gesetz hat unmittelbar keine Auswirkungen auf 
die öffentlichen Haushalte, die Einzelpreise und das 
Preisniveau. Auswirkungen ergeben sich aufgrund 
der nach den §§ 21, 21a und 21 b zu erlassenden 
Rechtsverordnungen. Angestrebt wird zur Entlastung 
der öffentlichen Haushalte eine volle Deckung der 
bei dem Vollzug des Atomgesetzes anfallenden Ver- 
waltungskosten. 

Die dazu notwendigen Gebührenanhebungen werden 
die Strompreise nidit meßbar beeinflussen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1 Atomgesetz werden 
die nicht unter §§22 oder 23 fallenden Verwal- 
tungsaufgaben nach dem Zweiten Abschnitt des 
Atomgesetzes, zu dem §§ 21 bis 21 b des Ent- 
wurfs gehören, im Auftrag des Bundes durch 
die Länder ausgeführt. Gemäß Artikel 87 c GG 
können atomrechtliche Gesetze, die Auftrags- 
verwaltung vorsehen, nur mit Zustimmung des 
Bundesrates ergehen. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21) 

In § 21 Abs. 1 ist Nummer 2 wie folgt zu fassen: 

„2. für Festsetzungen nach § 4 b Abs. 1 Satz 2 
und § 13 Abs. 1 Satz 2 für Entscheidungen 
nach § 9 b Abs. 2 Satz 2, für Entscheidungen 
nach § 17 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2, 3, 4 und 5, 
soweit nach § 18. Abs. 2 eine Entschädi- 
gungspflicht nicht gegeben ist, und für Ent- 
scheidungen nach § 19 Abs. 3?". 

Begründung 

Für Festsetzungen nach § 4 b Abs. 1 Satz 2 und 
§ 13 Abs. 1 Satz 2 für Entscheidungen nach § 9b 
Abs. 2 Satz 2 und für Entscheidungen nach § 17 
Abs. 2, 3, 4 und 5 könnten, wenn sie in § 21 
Abs. 1 nicht mit aufgeführt würden, Kosten (Ge- 
bühren und Auslagen) nicht erhoben werden. 
Gründe, die es geboten oder vertretbar erschei- 
nen ließen, diese Amtshandlungen kostenfrei zu 
lassen, sind jedoch nicht ersichtlich. Die Kosten- 
pflicht der Entscheidungen nach § 17 Abs. 2, 3, 
4 und 5 sollte allerdings auf die Fälle beschränkt 
werden, in denen nach § 18 Abs. 2 eine Entschä- 
digung sp flicht nicht gegeben ist. Dies gilt im 
Hinblick auf § 18 Abs. 3 auch für die im Gesetz- 
entwurf bereits aufgeführten Entscheidungen 
nach § 17 Abs. 1 Satz 3. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21) 

In § 21 Abs. 1 sind in Nummer 5 am Ende der 
Punkt durch ein Semikolon zu ersetzen und fol- 
gende Nummer 6 anzufügen: 

„6. für die in der Rechts Verordnung nach Ab- 
satz 3 näher zu bestimmenden amtlichen 


Messungen in Anlagen oder Einrichtungen, 
die der Aufsicht nach § 19 unterliegen, so- 
wie in deren Umgebung." 

Begründung 

Die Aufsichtsbehörde muß der Öffentlichkeit 
gegenüber die Gewähr bieten, daß eine echte 
Kontrolle der Messungen des Betreibers ge- 
geben ist, ohne daß damit dessen Messungen 
und seine Verantwortlichkeit ersetzt werden. 

Im Sinne einer Vorsorge gegen mögliche Schä- 
den durch Aktivität saustritte kann sich die Not- 
wendigkeit zu (permanenten oder einmaligen) 
amtlichen Messungen in der Anlage ergeben, 
ohne daß die Kostenübernahme durch den Be- 
treiber wegen eines akuten Anlasses gegeben 
ist. 

Derartige amtliche Messungen werden im Inter- 
esse des Schutzes vor den Gefahren der Kern- 
energie, aber auch für ihre Förderung für not- 
wendig gehalten und sind somit von den ein- 
deutig zu identifizierenden Verursachern so- 
wohl hinsichtlich der Erstinvestitionen als auch 
hinsichtlich der laufenden Kosten zu erstatten; 
bezüglich der Umgebungsüberwachung gehen 
diese Forderungen insofern über die schon nach 
§ 48 Strahlenschutzverordnung gegebenen Mög- 
lichkeiten hinaus. 

Einzelheiten sind in der Rechtsverordnung zu 
regeln. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21) 

In § 21 ist nach Absatz 1 folgender Absatz 1 a 
einzufügen: 

„(la) Bei der staatlichen Aufsidit sind als 
Auslagen die Aufwendungen zu erstatten, die 
durch Zuziehung von Sachverständigen nach 
§ 20 entstehen; Entsprechendes gilt für Aufwen- 
dungen infolge außergewöhnlicher Maßnahmen 
der Aufsichtsbehörde, sofern der Betroffene die 
Aufsichtsmaßnahmen veranlaßt hat." 

Begründung 

Der einzufügende § 21 Abs. 1 a entspricht im 
wesentlichen dem bisherigen § 21 Abs. 4 Atom- 
gesetz. Nach den Vorstellungen der Bundes- 
regierung soll diese Vorschrift aus dem Atom- 
gesetz entfernt und in die zu novellierende 
Kostenverordnung zum Atomgesetz übernom- 
men werden. Dadurch wird aber § 21 Abs. 2 des 
Entwurfs (bisher § 21 Abs. 5 Atomgesetz) miß- 
verständlich, weil aus dieser Bestimmung ge- 
schlossen werden könnte, daß eine Erstattung 
„als Auslagen" nur im Zusammenhang mit einer 
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gebührenpflichtigen Amtshandlung in Betracht 
kommt. Eine solche Regelung wäre sachlich 
nicht gerechtfertigt. Wegen der besonderen Ge- 
fahren, die von der Kernenergie und von ioni- 
sierenden Strahlen ausgehen können, müssen 
im Genehmigungsverfahren wie im Aufsichts- 
verfahren häufig Sachverständige eingeschaltet 
werden. Auch künftig werden nicht alle Auf- 
sichtsmaßnahmen gebührenpflichtig sein. Die 
Vergütungen für Sachverständige sollten aber 
in jedem Fall dem zu Beaufsichtigenden auf er- 
legt werden. 

Die gegenüber dem bisherigen § 21 Abs. 4 Atom- 
gesetz vorgeschlagene textliche Änderung dient 
der Klarstellung, daß der Halbsatz „sofern der 
Betroffene die Aufsichtsmaßnahmen veranlaßt 
hat“ sich nur auf die Aufwendungen für außer- 
gewöhnliche Maßnahmen der Aufsichtsbehörde 
beziehen soll, nicht aber auf Aufwendungen 
durch Zuziehung von Sachverständigen nach 
§ 20 Atomgesetz. 


5. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§21) 

In § 21 Abs. 2 ist folgender Satz anzufügen: 

„§ 10 Abs. 1 Nr. 5 des Verwaltungskostengeset- 
zes in Verbindung mit § 3 des Gesetzes über 
die Entschädigung von Zeugen und Sachverstän- 
digen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1756), zuletzt ge- 
ändert durch Gesetz vom 22. November 1976 
(BGBl. I S. 3221), findet insoweit keine Anwen- 
dung.“ 

Begründung 

Für die Kosten auf Grund des Atomgesetzes gilt 
(subsidiär) das Verwaltungskostengesetz (§ 1 
Abs. 2 Verwaltungskostengesetz). Als Auslagen 
werden in § 10 Abs. 1 Nr. 5 des Verwaltungs- 
kostengesetzes „die in entsprechender Anwen- 
dung des Gesezes über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen zu zahlenden Be- 
träge" genannt. In der Vergangenheit haben 
sich Zweifel ergeben, ob die in § 3 des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sach- 
verständigen vorgesehenen Stundensätze (maxi- 
mal 75 DM) auch auf Sachverständige im atom- 
rechtlichen Verfahren Anwendung finden. Er- 
fahrungsgemäß reicht ein Stundensatz von maxi- 
mal 75 DM für die Entschädigung von solchen 
Sachverständigen nicht aus. Es sollte daher klar- 
gestellt werden, daß die Höchstgrenze in § 3 des 
Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen hier nicht gilt. 


6. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21) 

In § 21 Abs. 3 Satz 1 ist entweder auf die An- 
gabe des Datums und der Fundstelle des Ver- 
waltungskostengesetzes zu verzichten oder nach 
der Fundstelle der Zusatz „in der jeweils gel- 
tenden Fassung" einzufügen. 


Begründung 

Durch die Streichung des Datums und der Fund- 
stelle oder durch die vorgeschlagene Ergänzung 
können etwaige Zweifel, welche Fassung des 
bereits einmal geänderten Verwaltungskosten- 
gesetzes (s. Artikel 41 des Einführungsgesetzes 
zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976, 
BGBl. I S. 3341, S. 3365) zu berücksichtigen ist, 
vermieden werden (vgl. auch die Zitierweise 
oben Ziffer 5). 

7. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21) 

In § 21 Abs. 3 Satz 2 sind die Wore „und feste 
Sätze oder Rahmensätze vorzusehen" durch die 
Worte „und die Gebühren durch feste Sätze, 
Rahmensätze oder nach dem Wert des Gegen- 
standes zu bestimmen" zu ersetzen. 

Begründung 

Im Verwaltungskostenrecht des Bundes wird 
zwischen Gebühren, die durch feste Sätze, Rah- 
mensätze oder nach dem Wert des Gegenstan- 
des bestimmt sind, unterschieden (s. § 4 des 
Verwaltungskostengesetzes). Da in der Rechts- 
verordnung zu § 21 Abs. 2 neben Gebühren nach 
festen Sätzen und neben Rahmensätzen auch 
(wieder) Wertgebühren bestimmt werden sol- 
len, sollte auch diese Gebührenart aufgeführt 
werden. 


8. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21) 

In § 21 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 2 ist das Wort 
„Gebührenschuldner" durch das Wort „Kosten- 
schuldner" zu ersetzen. 

Begründung 

Für die in § 21 Abs. 1 aufgeführten Amtshand- 
lungen werden Kosten (Gebühren und Ausla- 
gen) erhoben. Der Schuldner sollte deshalb und 
im Hinblick auf die Terminologie des Verwal- 
tungskostengesetzes (s. § 13) als Kostenschuld- 
ner bezeichnet werden. 


9. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21) 

In § 21 Abs. 3 ist Satz 4 durch folgende Sätze 
zu ersetzen: 

„In der Verordnung können die Kostenbefrei- 
ung der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt 
und die Verpflichtung zur Zahlung von Gebüh- 
ren für die Amtshandlungen bestimmter Behör- 
den abweichend von § 8 des Verwaltungskosten- 
gesetzes geregelt werden. Die Verjährungsfrist 
der Kostenschuld kann abweichend von § 20 
des Verwaltungskostengesetzes verlängert wer- 
den. Es kann bestimmt werden, daß die Verord- 
nung auch auf die bei ihrem Inkrafttreten an- 
hängigen Verwaltungsverfahren anzuwenden 
ist, soweit in diesem Zeitpunkt die Kosten nicht 
bereits festgesetzt sind." 
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Begründung 

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 11. Oktober 1966 (BVerwGE 20, 
257) muß der Gesetzgeber, wenn er die Ausge- 
staltung einer Gebührenordnung delegieren 
will, die Tendenz und das Ausmaß der zu tref- 
fenden Regelung so weit selbst bestimmen, daß 
der mögliche Inhalt der zu erlassenden Verord- 
nung voraussehbar ist. Eine gesetzliche Ermäch- 
tigung zur Rechtsetzung muß selbst ein Mini- 
mum von materieller Regelung enthalten, die 
dem Verordnungsgeber als „Programm" und 
als „Rahmen" dienen soll und kann. Sie muß 
ihm auch Grenzen setzen. 

Diesen Anforderungen wird der Gesetzentwurf 
insoweit nicht gerecht, als er nicht das Ausmaß 
der vorgesehenen Abweichungen vom geltenden 
Verwaltungskostenrecht abgrenzt. 

Die konkreter gefaßte Ermächtigungsvorschrift 
sollte im einzelnen so gestaltet sein, daß sie alle 
in dem Entwurf einer Kostenverordnung zum 
Atomgesetz (EAtKostV) - — Stand 30. Januar 
1979 — vorgesehenen Regelungen abdeckt. So 
bedarf es auch für die Abweichung von § 8 
Abs. 4 des Verwaltungskostengesetzes {§ 6 
Abs. 3 EAtKostV) und für die Übergangsrege- 
lung (§ 10 EAtKostV) zur verfassungsmäßigen 
Absicherung einer ausreichenden Ermächtigung. 

Die Übergangsregelung ist für die Anwendbar- 
keit der Gebührenneuregelung auf das bereits 
seit 1977 anhängige und mit hohem Verwal- 
tungsaufwand belastete Genehmigungs- und 
Planfeststellungsverfahren für das Nukleare 
Entsorgungszentrum (NEZ) bei Gorleben von 
besonderer Bedeutung. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21) 

In § 21 ist Absatz 5 wie folgt zu fassen: 

„(5) Im übrigen gelten bei der Ausführung 
dieses Gesetzes und von Rechtsverordnungen, 
die auf Grund des § 7 Abs. 4 Satz 3 und Abs. 5, 
des § 7 a Abs. 2 und der §§ 10 bis 12 erlassen 
sind, durch Landesbehörden vorbehaltlich der 
Absätze 1 a und 2 die landesrechtlichen Kosten- 
vorschriften. " 

Begründung 

Klarstellung, daß es, wie bisher, dem Landes- 
gesetzgeber überlassen bleibt, nicht nur Kosten- 
vorschriften für Amtshandlungen im Vollzug 
der Strahlenschutzverordnung und der Röntgen- 
verordnung zu erlassen, sondern auch — soweit 
keine abschließende bundesrechtliche Kosten- 
regelung in § 21 des Atomgesetzes getroffen ist 
(wie in Absatz 1 Nr. 5) — für sonstige Amts- 
handlungen im Vollzug des Atomgesetzes und 
der Atomrechtlichen Verfahrensverordnung. 
Ohne diese Klarstellung könnte der Eindruck 
entstehen, daß das Bundeskostenrecht die von 
ihm nicht ausdrücklich geregelten Gebühren- 
und Auslagentatbestände auch der Regelungs- 
befugnis des Landeskostenrechts entzogen hätte 


mit der Folge, daß eine Vielzahl von Amtshand- 
lungen bei der Ausführung atomrechtlicher Vor- 
schriften kostenfrei bliebe (z. B. die Entschei- 
dungen über die Neufestsetzung der Deckungs- 
vorsorge nach § 13 Abs. 1 Satz 2 AtG oder die 
Überlassung von Unterlagen nach § 6 Abs. 2 
und § 13 Abs. 2 AtVfV). 

Hinsichtlich der Mitnennung des Absatzes 1 a 
im letzten Halbsatz Folge der Einfügung eines 
Absatzes 1 a in § 21 (oben Ziffer 4). 

11. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21 a) 

In der Überschrift des § 21 a sind nach dem Wort 
„Kosten" die Worte „(Gebühren und Auslagen) 
oder Entgelte" einzufügen. 

Begründung 

Redaktionelle Verbesserung. Wegen des Klam- 
merzusatzes „(Gebühren und Auslagen)" wird 
auf die Überschrift des § 21 und auf § 21a 
Abs. 1 Satz 1, wegen der Worte „oder Entgelte" 
auf § 21 a Abs. 3 hingewiesen. 

12. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21 a) 

In § 21 a Abs. 1 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Als Auslagen werden die in § 10 Abs. 1 des 
Verwaltungskostengesetzes aufgeführten Ge- 
bühren, Aufwendungen, Kosten, Beträge, Ver- 
gütungen und Beiträge sowie die Vergütungen 
nach § 21 Abs. 2 und die Aufwendungen nach 
§ 21 Abs. 4 erhoben." 

Begründung 

Es ist aus rechtsstaatlichen Gründen geboten zu 
bestimmen, welche Beträge (Aufwendungen und 
dgl.) nicht durch die Gebühren abgegolten, son- 
dern neben den Gebühren gesondert als Aus- 
lage erhoben werden sollen. Bei den Vergütun- 
gen nach § 21 Abs. 2 und den Aufwendungen 
nach § 21 Abs. 4 wäre es im übrigen aus Rechts- 
gründen nicht vertretbar, nur zu bestimmen, daß 
sie erhoben werden „können". 

13. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21 a) 

In § 21 a Abs. 1 Satz 3 sind das Wort „Gebühr" 
durch das Wort „Kostenschuld", das Wort „Ge- 
bührengläubiger" durch das Wort „Kostengläu- 
biger", das Wort „Gebührenschuldner" durch 
das Wort „Kostenschuldner" und das Wort „Ge- 
bührenentscheidung" durch das Wort „Kosten- 
entscheidung" zu ersetzen sowie nach dem Wort 
„Vorschußzahlung" das Wort „ , Sicherheits- 
leistung" und nach dem Wort „Fälligkeit" das 
Wort „ , Säumniszuschlag" einzufügen. 

Begründung 

Für die Benutzung von Anlagen nach § 9 a Abs. 
3 sollen Kosten (Gebühren und Auslagen) erho- 
ben werden. Statt des nur einen Teilbereich des 
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Kostenbegriffs erfassenden Wortes „Gebühr" 
sollte deshalb und im Hinblick auf die Termino- 
logie des Verwaltungskostengesetzes (s, §§ 11, 
12, 13 und 14) die zutreffendere und umfassen- 
dere Angabe „Kosten" verwendet werden. Da 
im angeführten § 16 des Verwaltungskostenge- 
setzes nicht nur die Vorschußzahlung, sondern 
auch die Sicherheitsleistung geregelt ist, sollte 
aus Gründen der Vollständigkeit auch dieser 
Begriff aufgeführt werden. Das gleiche gilt für 
die in § 18 des Verwaltungskostengesetzes ge- 
regelten Säumniszuschläge. 


14. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21 b Abs. 1) 

In § 21 b ist Absatz 1 wie folgt zu fassen: 

„(1) Zur Deckung des notwendigen Aufwan- 
des für die Planung, den Erwerb von Grund- 
stücken und Rechten, die Errichtung, die Erwei- 
terung und die Erneuerung von Anlagen des 
Bundes nach § 9 a Abs. 3 werden von demjeni- 
gen, der nach einer auf Grund § 12 Abs. 1 Nr. 8 
erlassenen Rechtsverordnung zur unmittelbaren 
Ablieferung an eine Anlage des Bundes ver- 
pflichtet oder berechtigt ist, Beiträge erhoben. 
Der notwendige Aufwand umfaßt auch den Wert 
der aus dem Vermögen des Trägers der Anlage 
bereitgestellten Sachen und Rechte im Zeit- 
punkt der Bereitstellung. Die Landessammel- 
stellen und die zur Erfüllung ihrer Pflichten täti- 
gen Dritten zahlen keine Beiträge." 

Begründung 

Es ist festzulegen und klarzustellen, daß die Er- 
zeuger radioaktiver Abfälle, die nur in kleinem 
und kleinstem Umfang mit radioaktiven Stoffen 


umgehen und deren Abfälle nur über eine Lan- 
dessammelstelle an eine Anlage des Bundes ab- 
geliefert werden, nicht zu Beiträgen herangezo- 
gen werden, da sonst ein unverhältnismäßig 
hoher Verwaltungsaufwand und weitere Schwie- 
rigkeiten entstehen würden. Die vom Bund er- 
wartete Kostendeckung kann für diese Abfall- 
erzeuger wesentlich einfacher durch entspre- 
chend angepaßte Sätze in der Rechtsverordnung 
nach § 21 a Abs. 2 (siehe insbesondere dort die 
beiden letzten Sätze) erreicht werden. 

Eine Verpflichtung zur unmittelbaren Abliefe- 
rung der Abfälle an eine Anlage des Bundes 
kann außer für Landessammelstellen und den 
für sie tätigen Dritten aus § 47 Abs. 2 der Strah- 
lenschutzverordnung nur für Betreiber von 
Kernanlagen und die Verwender von Kern- 
brennstoffen hergeleitet werden. Für sonstige 
Großbetriebe kann es aber erfahrungsgemäß 
zweckmäßig sein, diesen die unmittelbare Ab- 
lieferung im Einzelfall gleichfalls zu gestatten; 
sie sind dann zwar nicht verpflichtet, aber be- 
rechtigt, diesen Weg statt über die Landessam- 
melstelle zu gehen. Dann aber sollten sie den 
Kernanlagenbetreibern gleichgestellt werden. 

Da Beiträge ihrem Wesen nach vorzulegende 
Geldleistungen sind, können von den Landes- 
sammelstellen keine Beiträge verlangt werden, 
weil dies der insbesondere durch Artikel 104 a 
des Grundgesetzes gegebenen Finanzverfassung 
widersprechen würde. Die Länder können an 
den Bund nur bereits eingenommene Beiträge 
abliefern; insoweit hat der Bund insbesondere 
auch das Risiko einer entstehenden Uneinbring- 
lichkeit zu tragen. Entsprechendes gilt für Dritte, 
soweit sie die Pflichten der Landessammelstel- 
len erfüllen, also nur für diese tätig werden. 
Das ist ebenfalls klarzustellen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Nummer 1 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Auf Artikel 87 c GG kann die Zustimmungsbe- 
dürftigkeit nicht gestützt werden. Nach dieser 
Vorschrift ist ein Gesetz zustimmungsbedürftig, 
wenn es erstmals bestimmt, daß es von den Län- 
dern im Auftrag des Bundes ausgeführt wird 
oder wefin es die in einem früheren Gesetz ge- 
mäß Artikel 87 c GG mit Zustimmung des Bun- 
desrates in Bundesauftragsverwaltung über- 
führte Verwaltungsaufgabe so umgestaltet oder 
erweitert, daß dieser Vorgang angesichts des 
Grundsatzes des Artikels 83 GG einer neuen 
Übertragung von Auftragsangelegenheiten 
durch den Bund gleichkommt (vgl. BVerfGE 48, 
127, 180 zu Artikel 87 b Abs. 2 Satz 1 GG). 

Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor. 
Die Ausweitung der in ihrer Grundstruktur nicht 
neuartigen Kosten- und Beitragstatbestände ist 
nicht als eine grundlegende Umgestaltung der 
(teilweise) den Ländern obliegenden Verwal- 
tungsaufgabe anzusehen. Die Erhebung kosten- 
deckender Gebühren für die Benutzung und zur 
Deckung des Investitionsaufwandes für Anlagen 
nach § 9 a Abs. 3 ermöglicht bereits der geltende 
§ 21 Abs. 3. 

Der Entwurf dient lediglich einer Verbesserung 
des vorhandenen Instrumentariums. Die Zustim- 
mungsbedürftigkeit ist mithin zu verneinen. 

2. Zu Nummer 2 

Dem Halbsatz „für Festsetzungen nach § 4 b 
Abs. 1 Satz 2 und § 13 Abs. 1 Satz 2, für Ent- 
scheidungen nach § 9b Abs. 2 Satz 2" wird zu- 
gestimmt. 

Hinsichtlich des Halbsatzes „für Entscheidungen 
nach § 17 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2, 3, 4 und 5, so- 
weit nach § 18 Abs. 2 eine Entschädigungspflicht 
nicht gegeben ist" wird die Bundesregierung im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens in enger Abstimmung mit den Ländern prü- 
fen, ob dem Vorschlag zugestimmt werden kann. 
Es wird darauf hingewiesen, daß eine von § 15 
VwKostG abweichende Regelung nur dann in 
Betracht kommt, wenn die Rücknahme oder der 
Widerruf einen besonderen Verwaltungsauf- 
wand erfordert. 

3. Zu Nummer 3 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Regelung ist entbehrlich. 

Rechtsgrundlage für amtliche Messungen in An- 
lagen oder Einrichtungen, die der Aufsicht nach 


§ 19 unterliegen und in deren Umgebung, ist 
§ 19 oder § 48 StrlSchV. Soweit es sich um Auf- 
sichtsmaßnahmen nach § 19 handelt, fallen sie 
unter § 21 Abs. 1 Nr. 5 des Entwurfs und bedür- 
fen keiner besonderen Regelung. Kosten für 
Maßnahmen der Umgebungsüberwachung nach 
§ 48 StrlSchV fallen nach § 21 Abs. 5 des Ent- 
wurfs in die Regelungszuständigkeit der Länder. 
Durch § 19 oder § 48 StrlSchV nicht abgedeckte 
amtliche Messungen können nicht in einer 
Rechts Verordnung nach § 21 Abs. 3 näher be- 
stimmt werden, weil diese Vorschrift lediglich 
zum Erlaß von Kostenvorschriften, nicht aber 
zur Regelung des Umfangs der staatlichen Auf- 
sicht ermächtigt. 

4. Zu Nummer 4 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung hält an ihrer Auffassung 
fest, daß die Kostenerhebung für Maßnahmen 
der staatlichen Aufsicht im einzelnen in der 
Rechts Verordnung nach § 21 Abs. 3 des Ent- 
wurfs vörgenommen werden soll. 

§ 21 Abs. 2 des Entwurfs stimmt mit dem Wort- 
laut des bisherigen § 21 Abs. 5 überein und 
regelt entgegen der Auffassung des Bundes- 
rates nicht die Voraussetzungen, sondern aus- 
schließlich die Höhe der zu erstattenden Aus- 
lagen. Die Gefahr einer Mißdeutung sieht die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
nicht. 


5. Zu Nummer 5 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der § 21 Abs. 2 des Entwurfs entspricht dem 
Wortlaut des bisherigen § 21 Abs. 5. Die Vor- 
schrift stellt eine Sonderregelung gegenüber 
dem Gesetz über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Oktober 1969 (BGBl. I 
S. 1956) dar. Der Bundesregierung sind bei dem 
bisherigen Vollzug des Atomgesetzes Zweifel 
über die Auslegung nicht bekannt geworden. 
Eine besondere Klarstellung, daß das durch die 
Sonderregelung verdrängte Gesetz keine An- 
wendung findet, ist entbehrlich. 

6. Zu Nummer 6 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß auf die Angabe des Datums und der 
Fundstelle des Verwaltungskostengesetzes ver- 
zichtet wird. 
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7. Zu Nummer 7 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

8. Zu Nummer 8 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der zweite Halbsatz des § 21 Abs. 3 betrifft nur 
die Höhe der Gebührenfestsetzung. Im Inter- 
esse einer besseren Verständlichkeit verdient 
deshalb der Begriff „Gebührenschuldner'' den 
Vorzug. 

9. Zu Nummer 9 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

10. Zu Nummer 10 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß der dritte Halbsatz wie folgt gefaßt 
wird: „dujch Landesbehörden vorbehaltlich des 
Absatzes 2 die landesrechtlichen Kostenvor- 
schriften" (vgl. die Gegenäußerung zu Num- 
mer 4). 

11. Zu Nummer 11 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

12 . Zu Nummer 12 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

§ 10 Abs. 1 des Verwaltungskostengesetzes 
regelt lediglich die bei kostenpflichtigen Amts- 
handlungen zu erhebenden Auslagen. § 21 a 
regelt dagegen die Erhebung von Benutzungs- 
gebühren, auf die allenfalls die allgemeinen ge- 
bührenreditlichen Grundsätze, wie sie im Ver- 
waltungskostengesetz ihren Niederschlag gefun- 
den haben, angewandt werden könnten. Eine 
Verweisung auf § 10 Abs. 1 des Verwaltungs- 
kostengesetzes in § 21 a kann daher nicht in Be- 
tracht kommen. 

Da Rechtsgründe der bisherigen Fassung des 
Entwurfs nicht entgegenstehen, hält die Bundes- 
regierung an der Auffassung fest, daß es dem 
Verordnungsgeber überlassen bleiben sollte, 
Art und Umfang des Auslagenersatzes zu regeln. 

13. Zu Nummer 13 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Das Verwaltungskostengesetz regelt nicht die 
Erhebung von Benutzungsgebühren, sondern 
von Kosten (Gebühren und Auslagen) für Amts- 
handlungen. Die vom Bupdesrat vorgeschlagene 
Angleichung an die Terminologie des Verwal- 
tungskostengesetzes erscheint daher weder ge- 
boten noch rechtssystematisch vertretbar. 


14. Zu Nummer 14 

Dem Vorschlag wird nicht zu gestimmt. 

Gegen die Herausnahme der Landessammel- 
stellen aus dem Kreis der Beitragspflichtigen 
ergeben sich Bedenken, da in diesem Fall ein 
Teil der Abfallproduzenten nicht zur Finanzie- 
rung des Investitionsaufwandes für Anlagen des 
Bundes nach § 9 a Abs. 3 beitragen würde. Der 
rechtlich zu fordernde geschlossene Kreis der 
Beitragspflichtigen würde nicht erreicht. Auch 
das Veranlasserprinzip erfordert die Einbezie- 
hung aller Verursacher radioaktiver Abfälle. 

Die vorgeschlagene Alternative, bei der Ablie- 
ferung radioaktiver Abfälle aus Landessammel- 
stellen entsprechend angepaßte Sätze in der 
Rechts Verordnung nach § 21 a Abs. 2 des Ent- 
wurfs zugrundezulegen und dadurch eine 
Kostendeckung zu erreichen, kommt nicht in 
Betracht. In § 21 a Abs. 2 Satz 7 und 8 des Ent- 
wurfs wird nur die Art der Abrechnung zwi- 
schen den Benutzern und der Landessammel- 
stelle geregelt. Die Beitragspflicht beurteilt sich 
ausschließlich nach § 21 b des Entwurfs. Werden 
dort die Landessammelstellen aus dem Kreis der 
Beitragspflichtigen ausgenommen, können auch 
nach § 21 a Abs. 2 von den Benutzern der Lan- 
dessammelstellen keine Beiträge erhoben wer- 
den. Sie könnten aufgrund der in dem Entwurf 
gewählten systematischen Aufgliederung zwi- 
schen Benutzungsgebühren (Kosten der laufen- 
den Verwaltung und Unterhaltung) und Beiträ- 
gen (notwendiger Aufwand für die Errichtung, 
Erweiterung und Erneuerung) für die Deckung 
des Investitionsaufwandes nicht mehr herange- 
zogen werden. 

Die Bedenken gegen die Einbeziehung der Lan- 
dessammelstellen in den Kreis der Beitrags- 
pflichtigen im Hinblick auf Artikel 104 a GG ver- 
mögen nicht zu überzeugen. Artikel 104 a Abs. 1 
GG bezieht sich nicht auf eine Finanzierung auf- 
grund von Einnahmen durch Gebühren und Bei- 
träge. Wenn Landessammelstellen zu Beiträgen 
auf bundesgesetzlicher Grundlage herangezogen 
werden, bedeutet dies keine mit Artikel 104 a 
Abs. 1 GG unvereinbare Finanzierung von Bun- 
desaufgaben durch die Länder. 

Gegen die Erweiterung des § 21 b Abs. 1 erster 
Halbsatz des Entwurfs durch die Ergänzung 
„oder berechtigt" ergeben sich Bedenken. Bei 
der Beitragsbemessung bedarf es möglichst ge- 
nauer Zurechnungskriterien. Eine wahlweise 
Ablieferung an Landessammelstellen und An- 
lagen des Bundes nach § 9 a Abs. 3 würde zu 
erheblichen abrechnungstechnischen Schwierig- 
keiten führen. Auch bestünde die Gefahr, daß 
der Ablieferungsort nicht mehr nach sicherheits- 
technisch optimalen Kriterien, sondern aufgrund 
ökonomischer Erwägungen ausgewählt würde. 
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